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Ausgabe A. 


Verkehr mit Polen (S 


19 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über die Krankenverſicherung der Seeleute. Vom 28. 3 1928. 
Artikel 1. 
Die Reichsverſicherungsordnung wird wie folgt geändert: 
1. Im $ 129 Abſ. 2 treten an die Stelle der Worte „für die See⸗Unfallverſicherung“ die Worte 
„oder ſoweit es ſich um die Verſicherung von Seeleuten handelt“. 
2. 2) $ 163 erhält folgende Überſchrift: 
5. Danziger Seeſchiffahrt. 
b) § 163 erhält folgenden Wortlaut: 
Als Danziger Seefahrzeug gilt jedes Fahrzeug, das unter Danziger Flagge fährt 
und ausſchließlich oder vorzugsweiſe zur Seefahrt benutzt wird. 
Mitglieder der Beſatzung Danziger Seefahrzeuge (Seeleute) ſind der Kapitän 
(Schiffsführer, Schiffer), die Schiffsoffiziere, die Schiffsleute und die ſonſtigen zum Dienſte 
auf dem Schiffe während der Fahrt für Rechnung des Reeders geheuerten Perſonen, ohne 
Unterſchied, ob die Anmuſterung erfolgt iſt oder nicht, mit Ausnahme der Lotſen. 
3. a) $ 165 Abſ. 1 Nr. 7 erhält folgende Faſſung: 

7. Seeleute ($ 163 Abſ. 2) ſowie die Beſatzung von Fahrzeugen der Binnenſchiffahrt. 

b) Im 8 165 Abſ. 2 werden hinter den Worten: „jowie für Schiffer“ die Worte eingefügt „auf 
Fahrzeugen der Binnenſchiffahrt“. 

4. Im 8 166 werden nach den Worten e Beſchäftigten“ die Worte „der Seeleute“ 
eingefügt. 

5. Im $ 225 Abſ. 2 werden hinter den Worten „Knappſchaftlichen Krankenkaſſen“ die Worte „und 
der See⸗Krankenkaſſe“ eingefügt. 

6. Im $ 234 werden hinter den Worten „Knappſchaftliche Krankenkaſſe“ die Worte „ober die See- 
Krankenkaſſe“ eingefügt. 

7. Im 8 416 treten an die Stelle der Worte: „ſowie des § 494 für Lehrlinge“ die Worte: 88 476 
bis 493 b für Seeleute ſowie des § 494 für Lehrlinge“. 

8. Unter der Überſchrift: „VII. Seeleute“ werden nach dem 8 475 folgende Vorſchriften eingefügt: 

§ 476. 

Die Seekrankenverſicherung wird von der Unfallgenoſſenſchaft Freie Stadt Danzig in einer 
beſonderen Abteilung unter dem Namen „See⸗Krankenkaſſe“ durchgeführt. 

Für die See⸗Krankenkaſſe gelten die Vorſchriften über Krankenkaſſen, ſoweit nicht die 88 477 
bis 493 a anderes beſtimmen. 

Die Geſchäfte der Kaſſe werden durch ihren Vorſtand und ihren Ausſchuß geführt. Das 
Landesverſicherungsamt beſtimmt die Zahl der Vertreter der verſicherten Angeſtellten in dieſen 
Organen, desgleichen auf Antrag der Unfallgenoſſenſchaft den Anteil der See-Krankenkaſſe an 
den allgemeinen Verwaltungskoſten der Unfallgenoſſenſchaft. 

Der Ausſchuß beſteht aus vier Reedervertretern und ſechs Verſichertenvertretern nebſt je 
einem Erſatzmann. Die Reedervertreter werden von dem Vorſtand der Unfallgenoſſenſchaft, die 
Verſichertenvertreter von den Verſichertenvertretern im Ausſchuß der Landesverſicherungsanſtalt 
für Invalidenverſicherung und im Verwaltungsrat der Landesverſicherungsanſtalt für Angeftellten- 
verſicherung aus Vorſchlagsliſten der beteiligten wirtſchaftlichen Vereinigungen gewählt. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 19. 4. 1928.) 


22 


Der Vorſtand beſteht aus dem Vorfigenden der Unfallgenoſſenſchaft oder ſeinem Stellvertreter 
als Vorſitzenden, dem geſchäftsführenden Vorſitzenden der Unfallgenoſſenſchaft ſowie zwei Reeder⸗ 
vertretern und drei Verſichertenvertretern nebſt je einem Erſatzmann. Die Vertreter der Reeder 
und der Verſicherten im Ausſchuß wählen getrennt aus ihrer Gruppe die Vorſtandsmitglieder. 
Die Wahl leitet der Vorſitzende der Unfallgenoſſenſchaft oder ſein Stellvertreter. 

Bei der Beſchlußfaſſung im Vorſtand ſcheidet der geſchäftsführende Vorſitzende aus, des— 
gleichen der Vorſitzende, ſofern er nicht gleichzeitig gewähltes Reedermitglied des Vorſtandes iſt. 

8 477. 

Bei der See-Krankenkaſſe werden verſichert: 

1. die Seeleute (8 163 Abf. 2), die zugleich bei der Unfallgenoſſenſchaft gegen Unfall verſichert 
ſind, mit Ausnahme von verſicherten Perſonen, die in Schiffahrts- und Fiſchereibetrieben der 
im § 1120 bezeichneten Art beſchäftigt find, ſowie der nach $ 1058 verſicherungspflichtigen 
Unternehmer gewerblicher Schiffahrts- und Fiſchereibetriebe und folder Unternehmer von . 
Schiffahrts⸗ und Fiſchereibetrieben der im § 1120 bezeichneten Art, welche ſich ſelbſt ver⸗ 
ſichert haben. 

2. Seeleute von Beruf, die nicht für eine Fahrt angemuſtert ſind, für die Zeit, während der ſie 
vorübergehend auf einem Danziger Seefahrzeug in einem Danziger Hafen mit Dienſten an 
Bord für Rechnung des Reeders beſchäftigt ſind. 

Für dieſe Seeleute gelten die 88 503, 517 bis 523 nicht. Die Satzung kann beſtimmen, 
daß vormalige, noch im Dienſte einer Reederei ſtehende Seeleute, die bei ihrer Reederei vorüber⸗ 
gehend für eine Fahrt geheuert werden und Mitglied eines als Erſatzkaſſe zugelaſſenen Ver⸗ 
ſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit ſind, für dieſe Fahrt das Recht auf Befreiung von der Mit⸗ 
gliedſchaft bei der See-Krankenkaſſe nach Maßgabe der 88 517 bis 523 haben. 

Die Satzung kann beſtimmen, daß die Kapitäne verſicherungsfrei bleiben, ſie kann weiter 
beſtimmen, daß die verſicherungsfreien Kapitäne ohne Rückſicht auf ihren jährlichen Geſamtverdienſt 
der Verſicherung freiwillig beitreten können. 

| $ 478. 

Verſicherungsberechtigte (Ss 176, 177) in Betrieben der Seeſchiffahrt, die zur Unfall⸗ 
genoſſenſchaft gehören, können ſich nur bei der See-Krankenkaſſe freiwillig verſichern. 

Die im S 214 Abſ. 1 und für den Fall des Ausſcheidens aus der verſicherungspflichtigen Be- 
ſchäftigung im § 313 Abſ. 2 beſtimmte Friſt von drei Wochen und die im § 195 a letzter Abſatz 
beſtimmte Friſt von ſechs Wochen beginnt für Seeleute, die auf Grund des $ 60 Abſ. 1 der 
Seemannsordnung oder des § 553 a des Handelsgeſetzbuches zurückbefördert werden oder zurück⸗ 
kehren, früheſtens mit der Rückkehr ins Inland. 

Die Satzung kann beſtimmen, daß der Aufenthalt im Ausland der Weiterverſicherung nicht 
entgegenſteht. 

8 479. 

Als Grundlohn gilt der dreißigſte Teil des nach 8 1068 feſtgeſetzten monatlichen Durchſchnitts⸗ 
verdienſtes der einzelnen Klaſſen der Schiffsbeſatzung und Schiffsgattungen. Der Grundlohn erhöht 
ſich für Seeleute die auf den Fahrzeugen beköſtigt werden, um ein Dreißigſtel des nach $ 1068 
feſtgeſetzten Durchſchnittsſatzes für Beköſtigung. 

Für Verſicherte, für die ein monatlicher Durchſchnittsverdienſt nach $ 1068 nicht feſtgeſetzt iſt, 
ſowie für freiwillig Beitretende beſtimmt der Vorſtand der See-Krankenkaſſe den Grundlohn. 

8 2 Abf. 1 der Verordnung über die Verdienſt⸗ und Einkommensgrenze in der Krankenver⸗ 
ſicherung vom 21. Oktober 1927 (Geſetzbl. S. 521) gilt. 

$ 480. 

Der Anſpruch des Seemanns auf Krankenhilfe ruht, ſoweit durch die Seemannsordnung oder 
das Handelsgeſetzbuch für den Fall der Erkrankung oder Verletzung Vorſorge getroffen iſt; er ruht 
insbeſondere ſolange ſich der Seemann an Bord des Schiffes, auf der Reiſe oder im Ausland 


befindet. 
Die Satzung kann hinſichtlich der Ruhensvorſchrift bei Aufenthalt im Ausland Abweichendes 


beſtimmen. 
Der Zeitraum, während deſſen der Anſpruch ruht, wird in die Dauer der Krankenhilfe ($ 183) 


nicht eingerechnet. 
§ 481. 


fiber die Vorſchriften des § 184 hinaus kann die See⸗Krankenkaſſe dem kranken Seemann, 
der ledig iſt und keinen Haushalt hat, Unterkunft und Verpflegung in einem Seemansheim gewähren. 
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8 482. 

Für ſolche Ehegatten und Kinder von Verſicherten, die ſich im Inland aufhalten, iſt Kranken⸗ 
pflege zu gewähren, wenn ſie darauf nicht anderweit einen geſetzlichen Anſpruch haben, dies gilt 
auch für ſonſtige Familienangehörige, die der Verſicherte ganz oder überwiegend unterhält und die 
mit ihm in häuslicher Gemeinſchaft leben. Die Satzung kann Weiteres, insbeſondere den Perſonen⸗ 
kreis beſtimmen. 

Der Gewährung von Familienhilfe ſteht die Ruhensvorſchrift im 8 480 nicht entgegen. 

§ 483. 

Der Verſicherte erhält die ihm für ſeine Perſon und ſeine Familienangehörigen nach der 
Satzung der See-⸗Krankenkaſſe zustehenden Leiſtungen im Auftrag und für Rechnung dieſer Kaſſe 
von der Allgemeinen Ortskrankenkaſſe des Beſchäftigungs⸗, Wohn- oder Aufenthaltsorts. Beſteht 
dort keine Allgemeine Ortskrankenkaſſe, ſo hat die Landkrankenkaſſe die Leiſtungen zu gewähren. 
Eines beſonderen Auftrages der See-Krankenkaſſe bedarf es nicht. 

Die See⸗Krannkenkaſſe kann Verträge über Leiſtungen und Lieferungen in der Krankenpflege 
ſchließen. Berührt der Gegenſtand eines ſolchen Vertrages die beauftragten Kaſſen, ſo hat ſich die See⸗ 
Krankenkaſſe mit ihnen oder ihren Vereinigungen vorher ins Benehmen zu ſetzen. Soweit die See⸗ 
Krankenkaſſe ſolche Verträge geſchloſſen hat, find dieſe für die Durchführung der Krankenpflege maß⸗ 
gebend; andernfalls und im übrigen gelten für die Durchführung der Krankenpflege die Verſicherten 
als Mitglieder der beauftragten Kaſſe. 

Vor der Gewährung von Krankenhauspflege iſt, wenn nicht mit dem Auſſchub Gefahr verbunden 
ift, die Entſchließung der See-Krankenkaſſe abzuwarten. Auch ſonſt ſollen Wünſche der See-⸗Krankenkaſſe 
wegen der Art der Fürſorge tunlichſt beachtet werden. 

Der Wechſel in der beauftragten Kaſſe bedarf der Zuſtimmung des Vorſtandes der See-Krankenkaſſe. 
Die Zuſtimmung kann für Gruppen von Fällen allgemein erteilt werden. Der Zuſtimmung 
bedarf es nicht, wenn der Verſicherte die Kaſſe des Beſchäftigungs⸗ oder Aufenthaltsorts mit der des 
Wohnorts wechſelt. 

Die Satzung kann Näheres oder anderes beſtimmen, insbeſondere den Vorſtand ermächtigen, 
allgemein oder im Einzelfall andere Krankenkaſſen mit der Gewährung von Leiſtungen zu beauftragen. 

§ 484. 

Die See-Krankenkaſſe kann über den Umfang des $ 483 hinaus die Fürſorge für den Verſicherten 

und ſeine Angehörigen den Krankenkaſſen übertragen. f 


8 485. e 

Die beauftragte Kaffe hat der See-Krankenkaſſe unverzüglich die Übernahme und das Ende 
ihrer Leiſtungen anzuzeigen. 

Die See⸗Krankenkaſſe hat der beauftragten Kaſſe die für Höhe und Dauer der Leiſtungen 
maßgebenden Verhältniſſe mitzuteilen. 

§ 486. 

Die See⸗Krankenkaſſe hat der beauftragten Kaſſe die Koſten nebſt fünf vom Hundert des 
Betrages für die Verwaltung zu erſetzen. Soweit die See-Krankenkaſſe mit Arzten oder Arzte⸗ 
vereinigungen eine Vereinbarung über die ärztlichen Gebühren getroffen hat, ſind der Abrechnung 
die vereinbarten Sätze zugrunde zu legen; das gleiche gilt bei Vereinbarungen über anderweitige 
Leiſtungen oder Lieferungen. Im übrigen ſind die Vereinbarungen der beauftragten Kaſſe mit 
Arzten oder Arztevereinigungen maßgebend. Können die Koſten der ärztlichen Behandlung nicht 
nachgewieſen werden, ſo ſind dafür zwei Achtel des Grundlohns zu erſetzen. Die übrigen Koſten der 
Krankenpflege werden, wenn ihr Betrag nicht nachgewieſen werden kann, mit einem Achtel des 
Grundlohns berechnet; die durch Krankenhauspflege und die Gewährung größerer Heilmittel ent⸗ 
ſtandenen Koſten ſind auch in dieſem Falle beſonders zu erſetzen. 

Abweichende Vereinbarungen ſind zuläſſig. 

Das Landesverſicherungsamt kann die Vergütung der Verwaltungskoſten, die der beauftragten 
Kaffe nach Abſ. 1 zuſteht, anderweit feſtſetzen. 

Die beauftragte Kaſſe kann von der See⸗Krankenkaſſe einen angemeſſenen Vorſchuß für die 
Durchführung der Leiſtungen fordern. 

8 487. ’ 

Setzt der Reeder die Krankenfürſorge in den Fällen des $ 59 Abſ. 7 der Seemannsordnung 
oder des 8 553 Abf. 7 des Handelsgeſetzbuches fort, ſo hat ihm die See-Krankenkaſſe die Koſten der 
fortgeſetzten Krankenfürſorge zu erſetzen. 


FE Fr A a er o 


Die See⸗Krankenkaſſe hat dem Reeder auch die Heuer zu erſetzen, die er dem Seemann nach 


§ 61 Abſ. 2 der Seemannsordnung gezahlt hat. 
Der Reeder kann von der See⸗Krankenkaſſe aus dem Sterbegelde den Erſatz der Aufwendungen 


verlangen, die ihm durch die Landbeſtattung des Seemanns ($ 64 der Seemannsordnung, $ 554 


des Handelsgeſetzbuches) entſtanden ſind. 
§ 488. 


Die Mittel für die See⸗Krankenverſicherung find durch Beiträge der Reeder und der Ver⸗ 
ſicherten aufzubringen. Von den Beiträgen tragen die verſicherungspflichtigen Seeleute drei Fünftel 
und ihre Reeder zwei Fünftel; die Verſicherungsberechtigten haben die Beiträge allein zu zahlen. 

Die Einnahmen und Ausgaben der See⸗Krankenkaſſe find beſonders zu verrechnen und ihre 


Beſtände geſondert zu verwahren. Das Landesverſicherungsamt regelt die Rechnungsführung. 


Das für die See⸗Krankenkaſſe beſtimmte Vermögen darf nur für deren Zwecke verwendet 


werden. 
8 489. 


Die Satzung der See-Krankenkaſſe und ihre Anderungen werden von dem Ausſchuß der 
Kaſſe ($ 476) mit einfacher Stimmenmehrheit beſchloſſen. Kommt ein Beſchluß, auch nach wieder⸗ 
holter Abſtimmung in einer erneut einberufenen Verſammlung, nicht oder nicht rechtzeitig zuſtande, 
ſo erläßt das Landesverſicherungsamt die Satzung. 

Die Satzung und ihre Anderungen bedürfen der Zuſtimmung des Landesverſicherungsamtes. 

§ 490. 

Die Satzung beſtimmt Form, Inhalt und Zeitpunkt der Meldungen. Der 8 530 gilt ent⸗ 
ſprechend. 

Die Satzung beſtimmt ferner die Höhe des Beitragsſatzes und regelt die Beitragsentrichtung. 
Sie kann beſtimmen, daß die Beiträge ohne Rückſicht auf die wirkliche Beſatzung eines Fahrzeuges 
auf Grund der nach 8 1148 geſchätzten durchſchnittlichen Zahl der Seeleute zu entrichten find. 

§ 491. 

Die Satzung beſtimmt über Art und Umfang der Leiſtungen, den Nachweis der Mitgliedſchaft 
für den Bezug von Leiſtungen, die Aufſtellung des Voranſchlags, die Aufſtellung und Abnahme 
der Jahresrechnung, die Höhe der Vergütungen nach § 21 Abſ. 2 und 3 und die Art der Bekannt⸗ 


machungen. 
8 492. 


Die Aufſicht über die See-Krankenkaſſe führt das Landesverſicherungsamt. 
§ 498. 
Die Haftung obliegt der Freien Stadt Danzig. 


§ 493 a. 

Bei Streit über Leiſtungen aus Anſprüchen, die nach § 483 bei einer beauftragten Kaſſe 
geltend gemacht werden, entſcheidet auf Antrag in erſter Inſtanz das Verſicherungsamt, in deſſen 
Bezirk dieſe Kaſſe ihren Sitz hat. 

Bei Streit nach $ 405 entſcheidet das Verſicherungsamt, in deſſen Bezirk die Reederei ihren 
Sitz hat; hat die Reederei keinen Sitz innerhalb des Danziger Gebiets, ſo iſt das Verſicherungsamt 
Danzig zuſtändig. 

Bei Streit über Erſtattungsanſprüche der Krankenkaſſen nach § 486 und Erſatzanſprüche des 
Reeders nach § 487 entſcheidet das Verſicherungsamt im Spruchverſahren. 

$ 493 b. 

Für die Krankenverſicherung der Seeleute, die nicht zur See-Krankenkaſſe gehören, gelten die 
allgemeinen Vorſchriften dieſes Buches. 

Soweit für den Fall der Erkrankung oder Verletzung ſolcher Seeleute durch die Seemanns— 
ordnung oder das Handelsgeſetzbuch Vorſorge getroffen iſt, find die Vorſchriften des § 480, des 


§ 482 Abſ. 2 und des $ 487 entſprechend anzuwenden; bei Streit über Erſatzanſprüche des Reeders 


(8 487) entſcheidet das Verſicherungsamt im Spruchverfahren. 

Unter der Vorausſetzung im Abſ. 2 kann die Satzung mit Zuſtimmung des Oberverſicherungs⸗ 
amtes die Beiträge für die verſicherungspflichtigen Seeleute und ihre Reeder entſprechend kürzen. 
In der Überſchrift über $ 494 wird die Ziffer VII in VIII geändert: 


. Der $ 1046 Nr. 1 erhält folgende Faſſung: 


1 auf Danziger Seefahrzeugen als Seeleute ($ 163 Abi. 2 oder für Rechnung eines anderen 
als des Reeders im Schiffsdienſt beſchäftigt werden, Kapitäne jedoch nur, wenn 1 gegen Entgelt 
beſchäftigt werden. 
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11. Im 8 1485 werden die Worte „Seeleute ($ 1046 Nr. 1)“ durch die Worte „Seeleute (§ 163 


Abſ. 2)“ erſetzt. 
Artikel 2. 

Die Seemannsordnung wird wie folgt geändert: 
Der 8 59 erhält folgende Faſſung: 

Wenn der Schiffsmann nach Antritt des Dienſtes oder nach der Anmuſterung wegen einer 
Krankheit oder Verletzung der Heilbehandlung bedarf oder arbeitsunfähig wird, ſo iſt der Reeder 
verpflichtet, die Koſten der Verpflegung und Heilbehandlung (Krankenfürſorge) zu tragen, ſolange 
der Schiffsmann ſich an Bord des Schiffes oder auf einer durch den Dienſt veranlaßten Reiſe be⸗ 
findet. Die Verpflichtung des Reeders tritt nicht ein, wenn der Schiffsmann im Ausland in den 
Dienſt getreten oder angemuſtert iſt, die Krankheit oder Verletzung ſchon vor dem Eintritt in das 
Dienſtverhältnis beſtand und der Schiffsmann wegen der Krankheit oder Verletzung die Reiſe nicht 
angetreten hat. 

Die Krankenfürſorge umfaßt die Verpflegung des Kranken und die Heilbehandlung; zur Heil⸗ 
behandlung gehört die ärztliche Behandlung ſowie die Verſorgung mit Arznei und den gebräuchlichen 
Heilmitteln, die an Bord des Schiffes vorhanden ſein müſſen oder während des Aufenthalts in 
einem Hafen zu beſchaffen ſind. 

Liegt das Schiff in einem inländiſchen Hafen, ſo hat der Schiffsmann, ſolange er im Dienſte 
bleibt, die Wahl zwiſchen der Heilbehandlung auf Koſten des Reeders und der Krankenpflege des 
Trägers der Krankenverſicherung. Der Reeder kann jedoch den Schiffsmann an den Träger der 
Krankenverſicherung überweiſen, wenn ein Schiffsarzt oder ein Vertragsarzt des Reeders nicht zur 
Verfügung ſteht oder wenn die Krankheit oder das Verhalten des Kranken das Verbleiben im 
Dienſte nicht zulaſſen oder den Erfolg der Behandlung gefährden. 


Der Reeder iſt berechtigt, dem Schiffsmann im Ausland die Verpflegung und Heilbehandlung 
in einer Krankenanſtalt zu gewähren. Hat der Schiffsmann an dem Orte, wo er das Schiff ver- 
läßt oder in eine Krankenanſtalt aufgenommen werden ſoll, einen eigenen Haushalt oder Familien⸗ 
angehörige, mit denen er in häuslicher Gemeinſchaft lebt, ſo kann die Aufnahme in die Kranken⸗ 
anſtalt ohne ſeine Zuſtimmung nur unter den Vorausſetzungen des $ 184 Abſ. 3 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung erfolgen. In den Fällen des § 184 Abſ. 3 Nr. 1, 2, 4 der Reichsverſicherungsordnung 
ſoll der Reeder möglichſt Krankenanſtaltspflege gewähren. 

Ein Schiffsmann, der wegen Krankheit oder Verletzung im Ausland zurückgeblieben iſt, kann 
mit ſeiner Einwilligung und der des behandelnden Arztes oder des Seemannsamtes nach einem 
inländiſchen Hafen überführt werden. Iſt der Schiffsmann außerſtande, die Zuſtimmung zu erteilen, 
oder verweigert er ſie ohne berechtigten Grund, ſo kann ſie nach Anhörung eines Arztes durch das 
Seemannsamt des Aufenthaltsorts erſetzt werden. 

Der Schiffsmann, der ſich ohne berechtigten Grund weigert, die angebotene Heilbehandlung 
oder Krankenanſtaltspflege auzunehmen, verwirkt, ſolange er ſich weigert, den Anſpruch auf koſten⸗ 
freie Krankenfürſorge; dieſe Zeitdauer wird in den für die Krankenfürſorge beſtimmten Zeitraum 
eingerechnet. 

Die Krankenfürſorge endet, ſobald der Schiffsmann in einem inländiſchen Hafen das Schiff 
verläßt; ſie iſt jedoch, wenn mit der Unterbrechung Gefahr verbunden iſt, fortzuſetzen, bis der zu⸗ 
ſtändige Träger der Krankenverſicherung anzeigt, daß er die Leiſtungen der Krankenverſicherung 
übernimmt. 

Im Ausland hat der Reeder die Krankenfürſorge auch für die Zeit nach dem Verlaſſen des 
Schiffes zu gewähren, wenn der Schiffsmann wegen der Krankheit oder Verletzung das Schiff hat 
verlaſſen müſſen. Die Krankenfürſorge endet mit dem Ablauf der ſechsundzwanzigſten Woche nach 
dem Verlaſſen des Schiffes; ſie endet ſchon vor dem Ablauf dieſer Friſt, wenn der Schiffsmann 
vorher in das Inland zurückbefördert iſt oder zurückkehrt. - | 

Iſt der Schiffsmann nicht gegen Krankheit nach der Reichsverſicherungsordnung verſichert, fo 
endet die Krankenfürſorge, wenn er die Reiſe nicht angetreten hat, mit dem Ablauf der ſechs⸗ 
undzwanzigſten Woche ſeit der Erkrankung oder Verletzung, andernfalls mit dem Ablauf der ſechs⸗ 
undzwanzigſten Woche ſeit dem Verlaſſen des Schiffes. 

Bei Verletzung infolge eines Betriebsunfalls hört dem Verletzten gegenüber die Fürſorge auf, 
ſobald der zuſtändige Träger der Unfallverſicherung dem Reeder anzeigt, daß er mit ſeinen Leiſtungen 
beginnt. . f a 

Bei Streit zwiſchen dem Schiffsmann und ſeinem Reeder über die Krankenfürſorge entſcheidet 
vorläufig das Seemannsamt, das zuerſt angerufen wird. f % eee e 


. a) Als 8 60 Abſ. 1 wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
Dem Schiffsmann gebührt, wenn er nicht mit dem Schiffe nach dem Hafen der Ausreiſe 
($ 14) zurückkehrt, freie Zurückbeförderung (88 78, 79) nach dieſem Hafen oder nach Wahl des 
Kapitäns eine entſprechende, im Streitfall vom Seemannsamte vorläufig feſtzuſetzende Vergütung. 
b) Die bisherigen Abſ. 1 und 2 des 8 60 werden Abſ. 2 und 3. 
Im neuen Abſatz 2 werden die Worte „8 59 Abſ. 6“ erſetzt durch die Worte „Abſ. 1“ und 
die Worte „an welchem“ jeweils durch das Wort „wo“. 
Im 8 61 erhält der Abſ. 2 folgende Faſſung: 
N Hat der kranke oder verletzte Schiffsmann, der das Schiff verlaſſen hat, Angehörige, die er 
bisher ganz oder überwiegend aus ſeinem Arbeitsverdienſt unterhalten hat, ſo iſt für die Dauer 
der Arbeitsunfähigkeit oder des Aufenthalts in einer Krankenanſtalt ein Drittel der Heuer zu 
zahlen, ſolange er ſich im Ausland befindet und Anſpruch auf koſtenfreie Krankenfürſorge gegen den 
Reeder hat. Die Zahlung kann unmittelbar an die Angehörigen erfolgen. 


Artikel 3. 
Das Handelsgeſetzbuch wird wie folgt geändert: 
. 8 553 erhält folgende Faſſung: 

Wenn der Schiffer nach Antritt des Dienſtes wegen einer Krankheit oder Verletzung der 
Heilbehandlung bedarf oder arbeitsunfähig wird, ſo iſt der Reeder verpflichtet, die Koſten der 
Verpflegung und Heilbehandlung (Krankenfürſorge) zu tragen, ſolange der Schiffer ſich an Bord des 
Schiffes oder auf einer durch den Dienſt veranlaßten Reiſe befindet. Die Verpflichtung des 
Reeders tritt nicht ein, wenn der Schiffer im Ausland in den Dienſt getreten iſt, die Krankheit 
oder Verletzung ſchon vor dem Eintritt in das Dienſtverhältnis beſtand und der Schiffer wegen 
der Krankheit oder Verletzung die Reiſe nicht angetreten hat. 

Die Krankenfürſorge umfaßt die Verpflegung des Kranken und die Heilbehandlung; zur 
Heilbehandlung gehört die ärztliche Behandlung ſowie die Verſorgung mit Arznei und den 
gebräuchlichen Heilmitteln, die an Bord des Schiffes vorhanden ſein müſſen oder während des 
Aufenthalts in einem Hafen zu beſchaffen ſind. 

Liegt das Schiff in einem inländiſchen Hafen, ſo hat der Schiffer, ſolange er im Dienſte 
bleibt, die Wahl zwiſchen der Heilbehandlung auf Koſten des Reeders oder der Krankenpflege des 
Trägers der Krankenverſicherung. Der Reeder kann jedoch den Schiffer an den Träger der 
Krankenverſicherung überweiſen, wenn ein Schiffsarzt oder ein Vertragsarzt des Reeders nicht zur 
Verfügung ſteht oder wenn die Krankheit oder das Verhalten des Kranken das Verbleiben im 
Dienſte nicht zulaſſen oder den Erfolg der Behandlung gefährden. 

Der Reeder iſt berechtigt, dem Schiffer im Ausland die Verpflegung und Heilbehandlung in 
einer Krankenanſtalt zu gewähren. Hat der Schiffer an dem Orte, wo er das Schiff verläßt, oder 
in eine Krankenanſtalt aufgenommen werden ſoll, einen eigenen Haushalt oder Familienangehörige, 
mit denen er in häuslicher Gemeinſchaft lebt, ſo kann die Aufnahme in die Krankenanſtalt ohne 
ſeine Zuſtimmung nur unter den Vorausſetzungen des § 184 Abſ. 3 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung erfolgen. In den Fällen des § 184 Abſ. 3 Nr. 1, 2, 4 der Reichsverſicherungsordnung 
ſoll der Reeder möglichſt Krankenanſtalspflege gewähren. 

Ein Schiffer, der wegen Krankheit oder Verletzung im Ausland zurückgeblieben iſt, kann mit 
ſeiner Einwilligung und der des behandelnden Arztes oder des Seemannsamtes nach einem 
inländiſchen Hafen überführt werden. Iſt der Schiffer außerſtande, die Zuſtimmung zu erteilen, 
oder verweigert er ſie ohne berechtigten Grund, ſo kann ſie nach Anhörung eines Arztes durch das 

Seemannsamt des Aufenthaltsorts erſetzt werden. 

Der Schiffer, der ſich ohne berechtigten Grund weigert, die angebotene Heilbehandlung oder 
Krankenanſtaltspflege anzunehmen, verwirkt, ſolange er ſich weigert, den Anſpruch auf koſtenfreie 
Krankenfürſorge; dieſe Zeitdauer wird in den für die Krankenfürſorge beſtimmten Zeitraum ein⸗ 
gerechnet. ö a 
Die Krankenfürſorge endet, ſobald der Schiffer in einem inländiſchen Hafen das Schiff verläßt; 
ſie iſt jedoch, wenn mit der Unterbrechung Gefahr verbunden iſt, fortzuſetzen, bis der zuſtändige 
Träger der Krankenverſicherung anzeigt, daß er die Leiſtungen der Krankenverſicherung übernimmt. 
as Im Ausland hat der Reeder die Krankenfürſorge auch für die Zeit nach dem Verlaſſen des 
Schiffes zu gewähren, wenn der Schiffer wegen der Krankheit oder Verletzung das Schiff hat verlaſſen 
müſſen. Die Krankenfürſorge endet mit dem Ablauf der ſechsundzwanzigſten Woche nach dem Ver⸗ 
laſſen des Schiffes; ſie endet ſchon vor dem Ablauf dieſer Friſt, wenn der Schiffer vorher in das 
Inland zurückbefördert iſt oder zurückkehrt. 


27 
Iſt der Schiffer nicht gegen Krankheit nach der Reichsverſicherungsordnung verſichert, ſo 
endet die Krankenfürſorge, wenn er die Reiſe nicht angetreten hat, mit dem Ablauf der ſechsund⸗ 
zwanzigſten Woche ſeit der Erkrankung oder Verletzung, anderenfalls mit dem Ablauf der ſechsund⸗ 
zwanzigſten Woche ſeit dem Verlaſſen des Schiffes. 
Bei Verletzung infolge eines Betriebsunfalles hört dem Verletzten gegenüber die Fürſorge auf, 
ſobald der zuſtändige Träger der Unfallverſicherung dem Reeder anzeigt, daß er mit ſeinen Leiſtungen 


beginnt. 
Bei Streit zwiſchen dem Schiffer und ſeinem Reeder über die Krankenfürſorge entſcheidet 


vorläufig das Seemannsamt, das zuerſt angerufen wird. 
2. Als 8 553 a wird folgende Vorſchrift eingefügt: 

Wenn der Schiffer nicht mit dem Schiffe nach dem Heimatshafen oder dem Hafen, wo er 
geheuert worden iſt, zurückkehrt, gebührt ihm ferner freie Zurückbeförderung ($ 547) oder nach feiner 
Wahl eine entſprechende Vergütung. ! 

3. Der bisherige § 553 a wird $ 553 b, der bisherige $ 553 b wird § 558 c. 
4. Im 8 553 c treten an die Stelle der Worte: „88 553, 553 a” die Worte: „SS 553 bis 553 b“. 


Übergangs: und Schluß vorſchriften. 
Artikel 4. 

Seeleute, die vor dem 1. Mai 1928 Mitglied eines als Exſgatzkaſſe zugelaſſenen Verſicherungs⸗ 
vereins auf Gegenſeitigkeit find, haben das Recht auf Befreiung von der Mitgliedſchaft bei der See⸗ 
Krankenkaſſe (8 517 ff. der Reichsverſicherungsordnung). 

Artikel 5. 

Dieſes Geſetz tritt, ſoweit es ſich um Maßnahmen zu ſeiner Durchführung handelt, mit dem auf 

die Verkündung folgenden Tage, im übrigen mit dem 1. Mai 1928 in Kraft. 
Danzig, den 28. März 1928. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 


20 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
$ zur Abänderung des Geſetzes über die Verſorgung der Militärperſonen njw. Vom 31. 3. 1928. 
Artikel J. 

Das Geſetz über die Verſorgung der Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen bei Dienft- 
beſchädigung (Verſorgungsgeſetz) in der Faſſung vom 26. 8.24 (Geſetzbl. S. 389 ff.) mit den Abänderungen 
vom 1. 10. 25 (Geſetzbl. S. 267 ff.) und vom. 10. 11. 26 (Geſetzbl. ©. 318/319) wird wie folgt 
geändert: 

1. Im 8 7 Abſ. 4 erhält der letzte Halbſatz folgenden Wortlaut: 
zum Unterhalte des Hundes werden jährlich 


in Orten der Ortsklaſſe aaa 265,70 Gulden, 

in Orten der Ortsklaſſe BZ und od 243,55 Gulden, 

in Orten der Ortsklaſſe s)) 221,40 Gulden 
gewährt. i 


2. 8 12 Abſ. 2 Satz 3 erhält folgenden Wortlaut: 

Bezieht der Beſchädigte neben dem Krankengeld eine Rente nach dieſem Geſetze, ſo 
darf das Krankengeld nur in der Höhe gezahlt werden, daß Krankengeld und Rente zu- 
ſammen den Betrag nicht überſteigen, den der Beſchädigte bei Erwerbsunfähigkeit beziehen 
würde. 

3. Im 8 13 Abf. 1 Satz 2 find die Worte „der Vollrente“ zu ſtreichen. 
4. 8 14 erhält folgenden Wortlaut: 

Sind die Krankenkaſſen nicht nur nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes verpflichtet, 
Heilbehandlung und Krankengeld zu gewähren, ſo wird ihnen für ihre Aufwendungen bis 
zum 1. April 1933 Erſatz geleiſtet. Bei Heilanſtaltspflege beträgt der Erſatz bis zum 
1. April 1928 Zweidrittel, bei ſonſtigen Heilbehandlungen Eindrittel des ſatzungsmäßigen 
Krankengeldes, bis zum 1. April 1930 Dreiviertel und bis zum 1. April 1933 Zweidrittel 
der vorſtehenden Sätze. Daneben wird der Aufwand für kleinere Heilmittel erſetzt. 
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Der Erſatz wird nur gewährt, wenn der Zuſammenhang der Krankheit mit einer Dienft- 
beſchädigung vor dem Beginne der Heilbehandlung anerkannt war; wird dieſer Zuſammenhang erſt 
während der Heilbehandlung anerkannt, ſo wird der Erſatz nur für die auf die Anerkennung 
folgende Zeit geleiſtet. 

An Stelle der Abrechnung nach Einzelfällen kann die Krankenkaſſe Abrechnung nach Pauſch⸗ 
beträgen verlangen. In dieſem Falle wird der Berechnung der Betrag zugrunde gelegt, der ſich 
für einen gleich langen Zeitraum aus der Summe errechnet, die der Kaſſe für die Zeit vom 
1. April 1926 bis 31. März 1927 erſetzt worden iſt; für die Zeit bis 1. April 1928 wird der 
volle Betrag, für die Zeit bis 1. April 1930 werden Dreiviertel, für die Zeit bis 1. April 1933 
werden Zweidrittel dieſes Betrages erſetzt. Hat eine Krankenkaſſe einmal die Abrechnung nach 
Pauſchbeträgen verlangt, dann kann ſie künftig nicht mehr nach Einzelfällen abrechnen. 

Tritt eine Dienſtbeſchädigung erſt nach 1. April 1933 ein, ſo wird der Erſatz bis zum Ablauf 
der auf die Dienſtbeſchädigung folgenden drei Kalenderjahre ſo gewährt, als ob die Heilbehandlung 
bis zum 1. April 1928 durchgeführt worden wäre. i 

5. a) Im $ 20 Abſ. 1 wird am Schluſſe folgender Satz hinzugefügt: 

Wird eine Heilanſtaltspflege, eine Badekur oder Heilſtättenkur ohne triftigen Grund 
vor Ablauf der bei der Bewilligung beſtimmten Dauer abgebrochen, ſo beſteht kein Anſpruch 
auf Erſatz der Reiſekoſten. 

a 8 20 erhält folgenden Abi; 3: 

Iſt ohne behördliche Anordnung ein Hilfsmittel ($ 7) angepaßt, geändert oder aus⸗ 
gebeſſert worden, ſo kann auf Verlangen Erſatz der baren Auslagen und Entſchädigung für 
entgangenen Arbeitsverdienſt in angemeſſenem Umfang geleiſtet werden, wenn die Not 
wendigkeit der Maßnahme anerkannt wird. 

6. a) $ 27 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 
An Grundrente und Schwerbeſchädigtenzulage werden jährlich gewährt: 
Bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um 30 vom Hundert. .. 199,30 Gulden Grundrente, 
um 40 „ > 3 5 7 
um 50 9 1 und 
44, 30 Gulden Schwerbeſchädigtenzulage, 
um 60 vom Hundert. . . 398,55 Gulden Grundrente und 
51,70 Gulden Schwerbeſchädigtenzulage, 
um 70 vom Hundert . . . 464,95 Gulden Grundrente und 
66,45 Gulden Schwerbeſchädigtenzulage, 
um 80 vom Hundert . . . . 531,40 Gulden Grundrente und 
d 88,60 Gulden Schwerbeſchädigtenzulage, 
um 90 vom Hundert . . . 597,80 Gulden Grundrente und 
132,85 Gulden Schwerbeſchädigtenzulage, 
bei Erwerbsunfähigkeit . . 664,20 Gulden Grundrente und 
206,65 Gulden Schwerbeſchädigtenzulage. 
b) $ 27 Abſ. 4 und 5 erhalten folgenden Wortlaut: 

Blinde erhalten ſtets die Rente eines Erwerbsunfähigen. 

Die Vollrente im Sinne dieſes Geſetzes beſteht aus der Grundrente eines Erwerbs— 
unfähigen (Abſ. 1) und der Ausgleichszulage ($ 28), ſoweit fie zu gewähren iſt. 

7. a) Im 8 31 Abſ. 1 erſter Halbſatz wird die Zahl „561,60“ erſetzt durch die Zahl „738“. 
b) § 31 Abſ. 1 zweiter Halbſatz erhält folgenden Wortlaut: 

Iſt die Geſundheitsſtörung fo ſchwer, daß fie dauerndes Krankenlager oder außer— 
gewöhnliche Pflege erfordert, ſo iſt dieſe Zulage je nach Lage des Falles unter Berückſichtigung 
der für die Pflege erforderlichen Aufwendungen auf 1107,00, 1476,00 oder 1845,00 Gulden 

i zu erhöhen. Blinde erhalten in der Regel die Pflegezulage in Höhe von 1476,00 Gulden. 
8. § 32 Abſ. 1 letzter Satz erhält folgenden Wortlaut: 
a Es darf Zweidrittel der Vollrente und der Schwerbeſchädigtenzulage nicht überſteigen. 
9. § 34 Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: 
1 Die Höhe des Sterbegeldes richtet ſich nach dem Wohnort des Verſtorbenen. Es beträgt, 
wenn der Tod die Folge einer Dienſtbeſchädigung iſt, 
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10. 


11. 


12. 


13. 


14. 


16. 


17. 


18. 


19. 


für die Ortsklaſſe Ka 239,85 Gulden, 
für die Ortsklaſſen B und O.. . 221,40 Gulden, 
für die Ortsklaſſe . 202,95 Gulden, 


ſonſt Eindrittel dieſer Beträge. Der Tod gilt ſtets als Folge einer Dienſtbeſchädigung, 
wenn ein Rentenempfänger an einem Leiden ſtirbt, das als Folge einer Dienſtbeſchädigung 
anerkannt war, und für das er bis zum Tode Rente bezogen hat Für die Einſtufung der 
Orte in die einzelnen Ortsklaſſen iſt das Ortsklaſſenverzeichnis des Senats maßgebend. 

Im 8 36 Abf. 1 wird am Schluß folgender Satz hinzugefügt: 

Der Tod gilt ſtets als Folge einer Dienſtbeſchädigung, wenn ein Rentenempfänger an 
einem Leiden ſtirbt, das als Folge einer Dienſtbeſchädigung anerkannt war, und für das er 
bis zum Tode Rente bezogen hat. 

Im 8 37 Abſ. 1 wird die Zahl „40“ durch die Zahl „50“ erſetzt. 
§ 37 Abſ. 2 wird geſtrichen. 

Die bisherigen Abſätze 3 und 4 des $ 37 werden Abſ. 2 und 3. 
39 Abſ. 1 Satz 1 erhält folgenden Wortlaut: 

Im Falle der Wiederverheiratung mit einem Danziger Staatsangehörigen erhält die 
Witwe an Stelle der Witwenrente eine Abfindung in Höhe des dreifachen Jahresbetrages, 
der ihr bei Erwerbsunfähigkeit (§S 37 Abſ. 2) zuſtehenden Witwenrente. 

g 42 Abſ. 2 erhält folgenden Wortlaut: 

Die Waiſenbeihilfe darf zwei Drittel der Waiſenrente (8 41 A5j.5) nichtüber ſteigen; 
ſie kann bei Waiſen von Pflegezulageempfängern bis zum vollen Betrage der Waiſenrente 
erhöht werden. 

a) Im 8§ 45 Abſ. 2 wird in dem erſten Halbſatz der Wortlaut „($ 37 Abſ. 4)“ geändert in 
„G37 Abſ. 3)“. 0 
b) Im 8 45 Abſ. 2 wird der zweite Halbſatz des erſten Satzes durch folgenden Satz erſetzt: 
Außerdem darf das monatliche Einkommen der Eltern 


a) 
b) 
c) 
8 


u der Drtsllgſe ee x 71,35 Gulden, 
in der Ortsklaſſe 8s 68,90 Gulden, 
in der Setsflaſſe . 66,45 Gulden und 
e der Dela? 64,00 Gulden, 


das Einkommen eines Elternteils 80 vom Hundert dieſer Beträge nicht überſteigen; maß⸗ 
gebend iſt der Wohnſitz der Eltern. 
e) $ 45 erhält folgenden Abſ. 4: 
Eine Elternbeihilfe kann ferner gewährt werden, wenn die Vorausſetzung, daß der Ver⸗ 
ſtorbene der Ernährer geweſen iſt oder geworden wäre, nicht voll erfüllt iſt. 


. Im 5 46 Abf. 3 erhält der erſte Halbſatz folgenden Wortlaut: 


Die Elternbeihilſe nach 8 45 Abſ. 3 darf den Betrag der Elternrente einſchließlich Zu⸗ 
ſatzrente (§ 89), die Elternbeihilfe nach 8 45 Abſ. 4 zwei Drittel dieſes Betrages nicht 
überſteigen. 

Hinter § 50 wird folgender neuer $ 50 a eingefügt: 
8 50a. 

Beim Tode von Hinterbliebenen wird das Sterbegeld nach Maßgabe der Vorſchriſten 

des § 34 gewährt. Das Sterbegeld beträgt ein Drittel der in 8 34 Abſ. 2 genannten Sätze. 
Im 8 51 wird vor dem bisherigen letzten Abſatz folgender neuer Abſ. 5 eingefügt: 

Rentenempfänger, die keinen Wohnſitz haben, erhalten die Ortszulage nach den Sätzen 
der Ortsklaſſe D. 

Der bisherige Abſ. 5 wird Abſ. 6; an die Stelle der Worte „den Vorſchriſten der Abſ. 1 bis 4“ 
iſt zu ſetzen: „den Vorſchriften der Abſ. 1 bis 5“. 
Im 8 61 Abſ. 2 erhält der erſte Satz folgenden Wortlaut: 

In den Fällen der Nr. 3, 4 und 5 können den Angehörigen, deren Ernährer der Ver- 
ſorgensberechtigte geweſen iſt, bei Bedürftigkeit die Verſorgungsgebührniſſe ganz oder teilweiſe 
überwieſen werden, ſoweit ſie nicht zwei Drittel der Rente überſteigen, die der Beſchädigte 
bei Erwerbsunfähigkeit beziehen würde. 

a) Im 8 62 Abf. 1 wird die Zahl „400“ durch die Zahl „430,50“ und die Zahl „62,50“ durch 
die Zahl „73,80“ erſetzt. 5 a 
b) $ 62 Abf. 1 letzter Satz erhält folgenden Wortlaut: 
Dem Verſorgungsberechtigten bleiben jedoch mindeſtens drei Zehntel ſeiner Verſorgungs⸗ 
gebührniſſe. 


g 1 


2 c) Im Abſ. 3 wird die Zahl „62,50“ durch die Zahl „73,80“ erſetzt 
20. Im 8 63 Nr. 3 erhält der erſte Satz folgenden Wortlaut: 
neben einer Penſion, die an einen penſionierten Beamten der Wehrmacht aus einem Beamten⸗ 
geſetze gezahlt wird, in Höhe dieſer Penſion; dies gilt nicht für die Beamten des Beurlaubten⸗ * 
ſtandes und die im § 107 aufgeführten Perſonen. 9 
21. 8 64 Nr. 3 erhält folgenden Wortlaut: f 
neben einem Witwen- oder Waiſengelde das an Hinterbliebene eines Beamten der Wehrmacht 


aus einem Beamtengeſetze gezahlt wird, in Höhe dieſer Gebührniſſe; dies gilt nicht für die a 5 
Hinterbliebenen der Beamten des Beurlaubtenſtandes und der im 8 107 aufgeführten 
Perſonen. 8 
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8 66 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: 
Tritt das Ruhen des Rechtes auf Verſorgungsgebührniſſe nach 585 ss 61 und 65 im 
Laufe eines Monats ein, ſo wird die Zahlung mit dem Ende des Monats eingeſtellt, tritt 
es am erſten Tage eines Monats ein, ſo hört die Zahlung mit dem Beginne des Monats auf. 
23. § 68 Nr. 3 erhält folgenden Wortlaut: 
re wegen eines Anſpruches des Staates auf Rückzahlung zu Unrecht empfangener Verſorgungs⸗ | 
3 f gebührniſſe und wegen des Anſpruches einer Krankenkaſſe auf Rückzahlung zu Unrecht 
Be: empfangenen Krankengeldes ($ 12) und Hausgeldes ($ 13). 
24. § 88 Abſ. 2 Nr. 2 erhält ſolgenden Wortlaut: 
2. Witwen, die eine Witwenrente von 50 von Hundert der Vollrente 1 wenn 
ſie für kein Kind ſorgen oder das 45. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 
. 25. 8 89 erhält folgenden Wortlaut: 
1 Die Zusatzrente beträgt jährlich: 
für einen Schwerbeſchädigten bei einer Minderung der Erwerbsfähigkeit: 


5 um 80 dis 60 vom Hundert rs A 177,15 Gulden, 
h um: 70 big 80 vom Hundert 369,00 Gulden, 
De um mehr als 80 vom Hundert a a 619,95 Gulden, 
* für eine ventenberechtigte Witwe oder einen Empfänger von Witwer⸗ 
2 CC 501,85 Gulden, 
. - für eine rentenberechtigte Witwe (Witwer) mit einer Witwenrente 
1 (Witwerrente) von 60 vom Hundert, wenn die Witwe (der Witwer) 
lediglich auf die Rente angewieſen iſt und keine verſorgungsbe⸗ a 
Br. rechtigten Waiſen vorhanden find . . 2. une 553,50 Gulden, 
Bi für eine rentenberechtigte vaterlofe Waiſ 22.2.2 0. 147,60 Gulden, 
* für eine rentenberechtigte elternloſe Waiſ d 221,40 Gulden, 
Be: far einen end 184,50 Gulden, 
8 ; a ne A BE Re ER 1 6 Re 295,20 Gulden, 
ge für einen Empfänger von Hausgeld ($ 13) oder Übergangsgeld ($ 32) 369,00 Gulden, 
= für eine Empfängerin von Witwenbeihilſe (8 4)ÿoy)ũ:ũ 22.2. 295,20 Gulden, 
Pi für einen Empfänger von Waiſenbeihilfe (S 42 777 118,10 Gulden. 
a Außerdem erhalten Schwerbeſchädigte oder Hausgeldempfänger, wenn ' 
2 fie für Kinder ſorgen, zu ihrer Zuſatzrente für jedes Kind .. . 132,85 Gulden. 
5 20 Im § 90 Abſ. 1 erhalten die Abſchnitte a und b folgenden Wortlaut: 
3 4) bei einem Beſchädigten oder einem Empfänger von Übergangsgeld 
8 n der rise J EEE 94,75 Gulden, 
SE KR) DEE DER OSTERN BE a HE vr! Er 92,25 Gulden, 
Bet In-Der- fee. ER 88,60 Gulden 
- Er und in der Ortsklaſſe ) . .. ; 8,10 Gulden. 
re b) bei einer Witwe oder einem Witwer oder einer r Waiſe zwei Drittel der unter a genannten Beträge. J. 
A 3 27. Im 8 97 Abſ. 2 wird der Wortlaut „§ 37 Abſ. 4“ geändert in „g 37 Abſ. 3“. x 
Br 22. a) Im 55 105 Abſ. 1 erhält der letzte Satz folgenden Wortlaut: 4 
Be: Hier ei treten an Stelle der im $ 9 des e ede er ebe . Beträge der 
1 =; Vollrente für 
(( (((( ((( ** 1033,20 Gulden fährlich Br | 
für Sergeanten . . 9 5811,80 Gulden jährlich, e 
für Untkrofftziere : 3 738,00 Gulden jährlich, Fi 
IC Gene Tor RENTEN, 664,20 Gulden jährlich. 7 


- R 31 5 
p) $ 105 Abſ. 5 erhält folgenden Wortlaut: N 
Ferner wird ihnen auf Antrag nach Maßgabe der SS 88, 90 bis 95 eine Zuſatzrente von jqährlich 
442,80 Gulden und für jedes Kind, für das ſie ſorgen, eine Zuſatzrente von jährlich 
132,85 Gulden gewährt. 
c) Dem $ 105 wird folgender Abſatz 6 hinzugefügt: a 
Kapitulanten, die nach Abſatz 1 Anſpruch auf Verſorgungsgebührniſſe haben, können in ent- 
ſprechender Anwendung der §s 72 bis 85 des Verſorgungsgeſetzes eine Kapitalabfindung 
erhalten. = 
j Artikel II. EIER 

Das Geſetz über die Verſorgung der vor dem 1. Auguſt 1914 aus der Wehrmacht ausgeſchiedenen 
Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen (Altrentnergeſetz) in der Faſſung vom 26. 8. 24 (Geſetzblatt 
S. 413 ff.) mit der Abänderung vom 1. 10. 25 (Geſetzblatt S. 270) wird wie folgt geändert: 

1. Im 8 8 Abſ. 2 Satz 2 iſt an die Stelle der Worte: „Die Vollrente des Verſorgungsgeſetzes (8 27 

Abf. 4)“ zu ſetzen: „Die Vollrente des Verſorgungsgeſetzes mit Schwerbeſchädigtenzulage ($ 27)“, 

2. Im 8 8 Abſ. 5 find die Worte „der Gruppe IV“ zu erſetzen durch die Worte „der Gruppe A 10“. 
3. Dem 8 9 wird folgender Abſatz 4 hinzugefügt: i 
Die Hinterbliebenen erhalten, wenn die Vorausſetzungen für verſchiedene Verſorgungsarten erfüllt 
ſind, die jeweils günſtigere Verſorgung. 2855 
Artikel III. 

Die nach dem Geſetz über die Penſionierung der Offiziere leinſchließlich Sanitätsoffiziere) des 
Reichsheeres, der Marine und der Schutztruppen vom 31. Mai 1906 (Reichsgeſetzblatt S. 565) zu ge⸗ 
währenden Verſtümmelungszulagen werden neu feſtgeſetzt. 

Es beträgt jährlich: 


die einfache Verſtümmelungszulage nach S 11111. 553,50 G, 
die erhöhte Verſtümmelungszulage nach S lłI II. 1660,50 G, 
die Verſtümmelungszulage für die Unterbeamten nach 8 32 Abſ. Ss. 369,00 G. 


Artikel IV. 

Die nach Artikel V des deutſchen Geſetzes zur Abänderung des Reichsverſorgungsgeſetzes und anderer 
Verſorgungsgeſetze vom 22. 6. 23 (eingeführt durch Geſetz vom 3. 10. 23 — Geſetzblatt 1923 S. 1050) 
zu gewährenden Zuſchläge zum Witwen- und Waiſengelde werden neu feſtgeſetzt. 

Es betragen jährlich: 

der Zuſchlag zum Witwengeldeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeeee 5 516,60 G, 
der Zuſchlag zum Waiſengelde e 221,40 G. 


Artikel V. 


Die durch dieſes Geſetz herbeigeführten Aenderungen des Verſorgungsgeſetzes gelten auch, ſoweit 
andere Verſorgungsgeſetze das Verſorgungsgeſetz für anwendbar erklären. 


Artikel VI. 

Soweit fi die erſte Feſtſtellung der Verſorgungsgebührniſſe nach dieſem Geſetz auf eine Umrechnung 
der nach dem Verſorgungsgeſetz, Altrentnergeſetz oder Offizierspenſionsgeſetz bereits feſtgeſtellten Gebührniſſe 
beſchränkt, iſt ein Rechtsmittel ausgeſchloſſen. 

Artikel VII. 

Inſoweit bei der Zuſatzrente bisher höhere Beträge, als ſie dieſes Geſetz vorſieht, gezahlt worden 

ſind, bleiben ſie in Ausgabe. N 


Artikel VIII. 0 | 
Die Vorſchriften dieſes Geſetzes treten mit Wirkung vom 1. Oktober 1927 in Kraft. 


„ Artikelnr 
Der Senat wird ermächtigt, den Wortlant des Verforgungsgeſetzes unter entſprechender Aenderung 


des s 101 Abſ. 1, ferner den Wortlaut des Altrentnergeſetzes in den nunmehr geltenden Faſſungen durch 
das Geſetzblatt bekanntzumachen. 


Danzig, den 31. März 1928. 8 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Sahm. Dr. Wiercinski. 


a ae EN Tr ee de Kat el 
5 N, Fern 4 F 


21 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 


zur Anderung der Bezeichnungen „Gerichtsſchreiberei“, „Gerichtsſchreiber“ und „Gerichtsdiener“. 
Vom 30. 3. 1928. 


Artikel 1. 


1 Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz vom 27. Januar 1877 in der für Danzig geltenden Faſſung wird 
2 wie folgt geändert: 


= I. Der elfte Titel erhält die Überjchrift „Geſchäftsſtelle“. 
Be: 2. $ 153 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 3 
* „Bei jeden Gerichte wird eine Geſchäftsſtelle eingerichtet, die mit der erforderlichen 


Zahl von Urkundsbeamten beſetzt wird.“ 


Artikel 2. 


1 Im übrigen werden in den geltenden Geſetzen und Verordnungen, vorbehaltlich der Beſtimmung 
Br im Abſatz 2, die Bezeichnungen „Gerichtsſchreiberei“ durch „Geſchäftsſtelle“ und „Gerichtsſchreiber“ durch 
ze „Urkundsbeamter der Geſchäftsſtelle“ erſetzt. 

Der Senat wird ermächtigt, die von der Anderung betroffenen Vorſchriften, ſoweit dies erforderlich 
iſt, anderweit zu faſſen und dabei das Wort „Gerichtsſchreiber“ durch „Urkundsbeamter“ oder „Geſchäfts⸗ 
ſtelle“ oder durch „Protokollführer“ zu erſetzen. 


* Artikel 3. 


5 In den geltenden Geſetzen und Verordnungen wird die Bezeichnung „Gerichtsdiener“ durch „Juſtiz⸗ 
* wachtmeiſter“ erſetzt. 


Artikel 4. 


Die in Artikel 1, 2 Abſatz 1 und Artikel 3 enthaltenen Vorſchriften ſowie die vom Senat auf 
Grund des Artikels 2 Abſatz 2 zu erlaſſende Verordnung treten mit dem 1. Juni 1928 in Kraft. 


Danzig, den 30. März 1928. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Dr. Sahm. Dr. Frank. 

8 22 Verordnung 
a Be £ betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen (IV II). Vom 31. 3. 1928 
} 2 Auf Grund des Geſetzes betreffend Anderung der Telegraphengebühren vom 30. April 1921 
* Be (Geſetzbl. S. 47) wird nachſtehende Verordnung erlafjen: 
3, Vom 2. April 1928 an betragen die Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen auf allen 
5 Entfernungen: 
0 3 Sl Grundgebühr Wortgebühr 
— PG BDR 
=. a) bei gewöhnlichen Telegrammen — 30 — | 85 
* b) „dringenden 5 a x Be 
j 2 c) „ Preffetelegrammen ohne Mindeſtgebühr „ 
n d) „Blitztelegrammen — 80 — 85 
N 8 N e) „ Brieftelegrammen, Mindeſtgebühr für 20 Wörter — 16 — 4.25 

* Die Verordnung betreffend Anderung der Telegraphengebühren im Verkehr mit Polen vom 
* 3. Dezember 1927 (Geſetzbl. S. 571) tritt gleichzeitig außer Kraft. 

5 Danzig, den 31. März 1928. 
1 Poſt⸗ und Telegraphen verwaltung der Freien Stadt Danzig. 
* g 

ER EIER OT URL DEE FE ET er: EB ß ̃ y., ̃ĩͤ ß ĩͤ . ST 
. Bezugsgebü vierteljährli ür das Geſetzblatt für di ie Stadt Danzig Ausgabe A u. B je 3,00 G, b für 
; 5 8 den Staatsanges 55 Miet Freie eat Sn Teil ae Au DES 0 für den Etaatzan er für die Freie 

5 Stadt Danzig Teil II 3,00 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. ür Beamte ſiehe 
A Staatsanz. . 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 1,80 G, zu b) 1,20 G. 
1 Einrückungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Jeu oder deren Raum — 0,40 Gulden. 
‘ rn elegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 


1 Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzeg. 
u” CE . Tr ——— 


